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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Der G-8-Gipfel in Japan: Perspek-
tiven aus den Outreach-Staaten

EINLEITUNG 

Am diesjährigen G-8-Gipfel, der vom 7. bis 

9. Juli 2008 im japanischen Toya-

ko/Hokkaido stattfand, nahmen mit 22 

Staats- und Regierungschefs so viele Staa-

ten teil wie nie zuvor. Neben den G-8-

Mitgliedsstaaten waren unter anderem Alge-

rien, Äthiopien, Ghana, Nigeria, Senegal, 

Tansania sowie Vertreterinnen und Vertreter 

Internationaler Organisationen eingeladen. 

Zudem waren die zur Gruppe des „Major 

Economies Meeting“ (MEM) gehörenden 

Staaten Australien, Südkorea und Indone-

sien anwesend. Im Fokus standen jedoch 

zum wiederholten Mal die fünf sogenannten 

Outreach-Staaten Brasilien, Mexiko, Südaf-

rika, Indien und China (G 5/O 5). Diese fünf 

Staaten nehmen seit 2003 an den G-8-

Gipfeln teil und sind seit der deutschen G-8-

Präsidentschaft im vergangenen Jahr auch 

formal über ein neues, auf zwei Jahre ange-

legtes Dialogforum an die G 8 angebunden 

(der sogenannte Heiligendamm-Prozess). 

Der diesjährige Weltwirtschaftsgipfel nahm 

erneut die Themen Klimawandel, Kyoto-

Nachfolgeregelung, Entwicklungszusam-

menarbeit mit Afrika, die Halbzeitbilanz der 

Millenniumsentwicklungsziele sowie die 

Nichtverbreitung von Kernwaffen auf. Hinzu 

kamen drängende aktuelle Fragen im Hin-

blick auf die Finanzmarktkrise, die Verschär-

fung der weltweiten Nahrungsmittelversor-

gung sowie die Preissteigerungen auf den 

Rohstoffmärkten. Kritiker sahen daraufhin 

die Gefahr einer thematischen Überfrach-

tung des Treffens. 

Der enge Zusammenhang zwischen den 

verschiedenen Krisen auf den globalen 

Märkten zeigt mehr als deutlich die Notwen-

digkeit koordinierter internationaler Maß-

nahmen. Weltbank-Chef Robert Zoellick be-

zeichnete sie als „Test für das globalisierte 

System“. Die Ergebnisse des Gipfels in den 

Bereichen Klima, Energie, Nahrungsmittel-

preise, Atompolitik und Afrika wurden ver-

halten kommentiert, aber ein Fortschritt im 

Verhältnis zum G8-Gipfel 2007 kann den-

noch konstatiert werden. 

Die Rolle der Outreach-Staaten gewinnt 

global zusehends an Bedeutung: Allein die 

G 5 tragen über ihre Energieerzeugung zu 

rund 30 Prozent der Treibhausemissionen 

bei. Die Wachstumsraten in diesen Ländern 

sind beachtlich und bewirken über Nachfra-

gesteigerungen anziehende Rohstoff- und 

Lebensmittelpreise. Gleichzeitig unterstrei-

chen alle G-5-Staaten das Prinzip der „ge-

meinsamen aber differenzierten Verantwor-

tung“: Die Schwellenländer befürchten eine 

Beschränkung ihrer zukünftigen wirtschaftli-

chen Entwicklung und fordern daher eine 

Vorreiterrolle der Industrieländer beim Kli-

maschutz und anderen international regulie-

renden Maßnahmen.  

Wie die wichtigen Schwellenländer in globa-

le Foren wie dasjenige der G 8 einbezogen 

werden, um gemeinsam wirksame Maß-

nahmen und Initiativen zu weltweiten Her-

ausforderungen zu beraten und zu beschlie-

ßen, ist essenziell und wird Gegenstand zu-

künftiger Beratungen bleiben. Mit dem wirt-

schaftlichen und politischen Bedeutungszu-

wachs der G-5-Staaten wird in jedem Fall 

eine wachsende Verantwortung dieser Län-

der für die Lösung globaler Probleme ein-

hergehen. 
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1. BRASILIEN 

Vorbereitung und Verlauf des G-8-

Gipfeltreffens vom 7. bis 9. Juli 2008 in 

Toyako/Hokkaido, Japan, sind von der bra-

silianischen Regierung und den wichtigen 

Medien des Landes1 mit Aufmerksamkeit 

zur Kenntnis genommen worden. Brasilien 

ist als einer der fünf Outreach-Staaten von 

der G 8 zur Teilnahme an der Diskussion 

globaler Themen eingeladen worden. Das 

trägt der Einsicht Rechnung, dass die globa-

len Probleme nicht ohne die Beteiligung von 

Brasilien, Mexiko, Südafrika, Indien und 

China, die als „Gruppe der Fünf“ (G 5) auf-

treten, behandelt, geschweige denn gelöst 

werden können.  

Brasilien würde gerne als Vollmitglied in die 

G 8 integriert werden. Dies entspricht dem 

Ziel der Regierung, noch stärker als Akteur 

an der Gestaltung der internationalen Be-

ziehungen teilzunehmen. Brasilien will als 

„global player“ auf der internationalen Büh-

ne nicht nur „rule taker“ sein, sondern als 

„rule maker“ aktiv an der Gestaltung inter-

nationaler Regeln und Prozesse teilhaben. 

Dieser Anspruch wird nicht nur von der Re-

gierung, sondern auch von praktisch allen 

politischen Lagern, wichtigen gesellschaftli-

chen Gruppen und den Medien vertreten. 

Die G 8 wird dabei als ein wichtiges, aber 

nicht als einziges oder gar das wichtigste 

Forum wahrgenommen, um die internatio-

nale Präsenz Brasiliens zu unterstreichen. 

Bereits im Vorfeld der Tagung wurde in der 

Öffentlichkeit kritisch kommentiert, dass die 

G 5 nicht an der gesamten Tagung der G 8 

teilnehmen können, sondern erst am Ende, 

wenn die G 8 ihre Abschlusserklärung be-

reits abgestimmt haben, dazu gebeten wer-

den. 

Vorbereitung des G-8-Gipfels 

Über die wichtigsten vorbereitenden Treffen 

des G-8-Gipfels ist in den brasilianischen 

 

1 Als “Qualitätsmedien” werden vor allem die wich-
tigen Tageszeitungen O Estado de São Paulo, O 
Globo, Folha de São Paulo und Correio Brasiliense 
sowie die Nachrichtensender des Fernsehens und 
des Rundfunks verstanden. 

Medien regelmäßig berichtet worden. So 

wurde beispielsweise Ende Mai über die 

Vorstellung des Reports “Economics of Eco-

systems and Biodiversity" (TEEB) informiert, 

der eine Reduzierung des globalen Sozial-

produkts um ca. 7 Prozent bis 2050 vor-

sieht, sofern die Umwelt weiter im gegen-

wärtigen Rhythmus zerstört werde. Die Vor-

stellung dieses Berichts erfolgte in der Regel 

mit dem Hinweis, dass er von der deutschen 

Regierung zusammen mit der EU im Rah-

men der deutschen G-8-Präsidentschaft in 

Auftrag gegeben worden sei. 

Bei dem G-8-Vorbereitungstreffen der Um-

weltminister in Kobe war Brasilien durch 

seine Botschafterin bei der UN-

Umweltorganisation UNEP vertreten, die die 

Absicht erklärte, dass Brasilien konkrete 

messbare und verifizierbare Schritte zur 

Reduzierung des CO2-Ausstoßes unterneh-

men werde. Die Botschafterin betonte dabei 

insbesondere die Erfahrungen ihres Landes 

im Bereich der Biokraftstoffe und stellte 

fest, Brasilien habe infolge des verstärkten 

Einsatzes dieser Treibstoffe die CO2-

Emissionen um 675 Mio. Tonnen reduzieren 

können. Zugleich forderte sie die Einhaltung 

der Zielvorgaben des Kyoto-Protokolls von 

1997 und die Verpflichtung auf eine mittel-

fristige Reduktion der Emissionen. 

Auch über das Treffen der Energieminister 

der G 8 in Aomori, Japan, bei dem über 

neue Rahmenvereinbarungen der Energie- 

und Klimapolitik diskutiert wurde, ist in den 

brasilianischen Medien berichtet worden. 

Ebenso wurden angesichts der Turbulenzen 

auf den internationalen Finanzmärkten im 

Vorfeld des G-8-Treffens die Verantwortung 

und die Bemühungen der USA und der EU 

zur Stabilisierung des internationalen Fi-

nanzsystems ausführlich kommentiert. 

Individuelle Initiativen einiger G-8-Staaten 

im Vorfeld des Treffens waren ebenfalls Ge-

genstand der Berichterstattung. So bei-

spielsweise der italienische Vorschlag der 

Gründung einer internationalen Bank für 

Nahrungsmittelreserven oder die Anregung 

der deutschen Bundeskanzlerin Angela Mer-

kel, eine europäische Risiko-Agentur zu 

gründen, um den Einfluss der amerikani-

schen Agenturen wie Moody's und 
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Standard & Poor's einzudämmen. In diesem 

Zusammenhang wurde auch Kritik der Bun-

deskanzlerin an Bankern zitiert, die Produk-

te schafften, verkauften und kauften, von 

denen sie nichts verstünden. Als notwendig 

habe sie es bezeichnet, die „Globalisierung 

zu steuern“, wobei sie auf die Soziale 

Marktwirtschaft als wirksames Modell der 

Ordnungspolitik hingewiesen habe. 

Der Deutschland-Besuch von Präsident Bush 

ist auch im Hinblick auf den G-8-Gipfel 

wahrgenommen worden. Dabei wurde her-

vorgehoben, dass die Kanzlerin mit dem 

US-Präsidenten vereinbart habe, alles Mög-

liche zu unternehmen, um die Doha-

Verhandlungsrunde der WTO zur Liberalisie-

rung des Welthandels erfolgreich abzu-

schließen. Sie wurde mit den Worten zitiert, 

mit Bush „einige gemeinsame Aktionen 

noch vor dem G-8-Gipfel“ vereinbart zu ha-

ben. Gemeinsam hätten beide zudem die 

Situation der Weltwirtschaft und insbeson-

dere die Steigerung der Energie- und Nah-

rungsmittelpreise analysiert. 

Nicht nur, aber auch im Hinblick auf das G-

8-Treffen wurde und wird in Brasilien über 

die Nahrungsmittelkrise diskutiert. Dabei 

verneint das Land einen Zusammenhang 

zwischen dem Anstieg der Lebensmittelprei-

se und der Produktion von Biokraftstoffen 

generell, vor allem aber im Hinblick auf die 

eigene Kraftstoffproduktion. Präsident Lula 

da Silva wird nicht müde, bei seinen Aus-

landsreisen und gegenüber ausländischen 

Besuchern zu betonen, dass der Biokraft-

stoff in Brasilien im Wesentlichen aus Zu-

ckerrohr gewonnen wird, das für den An-

stieg der Lebensmittelpreise keine Bedeu-

tung besitze. Auch die Umweltbelastung und 

die Zerstörung von Waldflächen im Amazo-

nasgebiet als Folge der Produktion von Bio-

kraftstoffen werden von der brasilianischen 

Regierung nachdrücklich bestritten. Das 

machte Präsident Lula unter anderem auch 

gegenüber Bundeskanzlerin Merkel während 

ihres Besuches in Brasilia im Mai 2008 deut-

lich. Im Vorfeld des G-8-Gipfels hat Lula da 

Silva mehrfach öffentlich geäußert, er wolle 

in Hokkaido die Vorzüge der brasilianischen 

Biokraftstoff-Produktion betonen. 

 

Behandlung der G 5 

Das Verfahren der Integration der G-5- bzw. 

der Outreach-Staaten in die Verhandlungen 

des G-8-Gipfels wurde kritisiert. Im vergan-

genen Jahr sei in Heiligendamm die Mei-

nung der G 5 ignoriert worden, weil diese 

erst nach Abschluss der G-8-Verhandlungen 

ihre Positionen vortragen konnten. Erinnert 

wurde daran, dass das Abschlussdokument 

von Heiligendamm so präsentiert worden 

sei, als ob es die Zustimmung der G 5 hät-

te. Das sei nicht der Fall gewesen und der 

brasilianische Präsident Lula sei darüber 

verärgert gewesen. Der brasilianische Präsi-

dent habe deshalb vorgeschlagen, die G 5 in 

Hokkaido stärker zu beteiligen, doch sei das 

ignoriert worden. Zudem hatte Lula ein Vor-

bereitungstreffen der G 5 zur Abstimmung 

ihrer Position vorgeschlagen. Dieses Vorbe-

reitungstreffen fand am 8. Juli in Sapporo 

statt – es dauerte allerdings nur 30 Minu-

ten. Dabei bezeichneten die G 5 die Speku-

lation mit den Preisen für Nahrungsmittel 

und Erdöl vor allem als ein Problem der rei-

chen Länder. Die G 5 verlangten deshalb 

eine bessere Regulierung der Finanzmärkte, 

insbesondere im Hinblick auf die Zukunfts-

märkte, sowie eine bessere makroökonomi-

sche Aufsicht. Trotz der Bedeutung der Dis-

kussion über die Klimaveränderung ist aus 

Sicht dieser Ländergruppe der Kampf gegen 

den Anstieg der Preise für Lebensmittel und 

Erdöl und die daraus genährte Inflation 

kurzfristig die wichtigste Herausforderung. 

Zusammen mit dem indischen Ministerprä-

sidenten Manmohan Singh hat der brasilia-

nische Präsident Lula da Silva während des 

G-5-Treffens vorgeschlagen, die Länder-

gruppe müsse mit größerem Nachdruck 

deutlich machen, dass ihrerseits keine Be-

reitschaft besteht, die Rechnung für makro-

ökonomische Probleme und ineffiziente Re-

gulierungen der reichen Länder über das 

Finanzsystem zu bezahlen. Das hatte Präsi-

dent Lula bereits während des Mercosur-

Gipfels Anfang Juli 2008 mit Unterstützung 

seiner südamerikanischen Kollegen ausge-

führt. 
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Gipfelthemen 

Inflation, Klima, Erdöl und Nahrungsmittel – 

die wichtigsten Themen des G-8-

Gipfeltreffens sind auch für Brasilien von 

großer Bedeutung und deshalb hat man mit 

Interesse beobachtet, welche Vereinbarun-

gen die G 8 treffen würden, um die Proble-

me im Hinblick auf jene Themen anzuge-

hen. Allerdings wurden die Erwartungen an 

das Gipfeltreffen zur Vereinbarung wirkli-

cher Fortschritte sehr zurückhaltend formu-

liert. Viel Skepsis herrschte hinsichtlich der 

Vereinbarung wirksamer Maßnahmen gegen 

den Hunger, d.h. vor allem den Anstieg der 

Lebensmittel- und Energiepreise. Dazu wä-

ren nach weit verbreiteter Meinung effizien-

te Maßnahmen zur Reduzierung der Speku-

lation auf den Zukunftsmärkten für Agrar-

produkte und Öl sowie Kontrollmechanis-

men für das Spekulationskapital notwendig. 

Zudem wäre die Beseitigung der Subventio-

nen der großen Volkswirtschaften für ihre 

Agrarproduzenten essenziell. Weil damit 

aber nicht zu rechnen sei, würde auf Druck 

der ärmeren Länder und der Finanzorgani-

sationen eher kurzfristig die Nahrungsmit-

telhilfe erhöht. Die Asiatische Entwicklungs-

bank beispielsweise habe Anfang Juli darauf 

hingewiesen, dass eine Milliarde Asiaten 60 

Prozent ihres Einkommens für Nahrung 

ausgäben und wegen der Zunahme der Le-

bensmittelpreise Nahrungsmangel zu erwar-

ten hätten. Die Bank plane, eine Milliarde 

US-Dollar für den Agrarsektor aufzuwenden, 

davon 500 Mio. US-Dollar als Nahrungsmit-

telhilfe für die Armen. Die Weltbank plane, 

den ärmsten Ländern zehn Mrd. US-Dollar 

zur Hungerbekämpfung und für Saatgut so-

wie Düngemittel zur Verfügung zu stellen. 

Zurückhaltende Beurteilung der Ergeb-

nisse des G-8-Gipfeltreffens 

Die Ergebnisse des G-8-Gipfeltreffens sind 

mit Zurückhaltung bzw. eher kritisch kom-

mentiert worden. Die Staatsführer seien 

auseinander gegangen, ohne effektive Maß-

nahmen zum Stopp der globalen Erderwär-

mung, zur Vermeidung eines Anstiegs der 

Inflation und zur wirksamen Lösung der Er-

nährungs- und Energiekrise beschlossen zu 

haben. Im Gegenteil habe das Treffen einen 

Überschuss an gegensätzlichen Positionen 

und Widersprüchen sowie einen Stapel an 

Dokumenten produziert, die nur sehr wenig 

zur Debatte um die aktuellen Herausforde-

rungen beitragen würden. In einem bilate-

ralen Treffen mit dem US-Präsidenten Bush 

hat Lula zum letzten Mal die Bitte vorgetra-

gen, dieser möge den Weg für einen Ab-

schluss der Doha-Runde frei machen. Nach 

brasilianischer Lesart hängt alles von der 

US-Haltung gegenüber den neuen Vorschlä-

gen für die Kapitel über die Landwirtschaft 

und die Öffnung der Sektoren der Industrie 

und Dienstleistungen ab. 

Kritisiert wurde in den brasilianischen Me-

dien, dass die japanische Regierung den 

Journalisten einen direkteren Kontakt zu 

den Gipfeldelegationen verwehrte, indem 

sie diese 40 km vom Konferenzort entfernt 

unterbrachte. Es fehlte auch nicht der Hin-

weis auf das opulente Abendessen der 

Staatsführer am Montag, den 7. Juli, wäh-

renddessen sie bei Sekt und Kaviar über die 

Folgen der Steigerung der Lebensmittelprei-

se und des Erdöls für den Grundbedarf der 

Familien in den armen Ländern diskutiert 

hätten. 

 

2. MEXIKO 

Der Berichterstattung in den mexikanischen 

Medien nach zu urteilen, war der G-8-Gipfel 

in Japan von begrenzter Bedeutung für das 

Land. Die ersten ausführlicheren Zeitung-

sartikel2 datieren vom 9. Juli, also dem letz-

ten Tag des Gipfeltreffens. Die Medienbe-

richte stellen in erster Linie eine Zusam-

menfassung und begrenzte Analyse der Er-

gebnisse dar, von Erwartungen im Vorfeld 

oder einer gespannt aufmerksamen Beo-

bachtung der Vorgänge während des Gipfels 

kann mit Blick auf die öffentliche Meinung 

nicht gesprochen werden. Dennoch stieß der 

diesjährige G-8-Gipfel aufgrund der Koordi-

 

2 Für diesen Bericht wurden Artikel aus den wich-
tigsten nationalen Tageszeitungen ausgewertet: 
La Jornada, Reforma, Milenio, La Crónica de Hoy, 
El Universal. 



 5 

 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

BRASILIEN, MEXIKO, SÜD- 

AFRIKA, INDIEN, CHINA 

 

ROMY CHEVALLIER  

SABRINA EISENBARTH 

JASPER EITZE  

DR. WILHELM HOFMEISTER 

STEFANIE MÖLLER 

SUSANNA VOGT  

 

Juli 2008 

 

www.kas.de 

                                                    

nierungsrolle3, die der mexikanische Präsi-

dent Felipe Calderón innerhalb der 

Outreach-Staaten (G 5) eingenommen hat, 

auf ein gewisses Interesse in Mexiko. Diese 

Position will er nach eigenen Aussagen auch 

weiterhin einnehmen und damit die mexika-

nische Führungsrolle festigen. Der mexika-

nische Presse zu Folge leitete Calderón wäh-

rend des Gipfels in Japan die Arbeitsrunden 

der G 5 und verlas als Sprecher der Gruppe 

am Ende des Gipfels die aus 34 Punkten be-

stehende Erklärung der G 5 mit konkreten 

Forderungen an die G 8, die im Folgenden 

näher erläutert werden. 

Stärkere Einbindung der G 5: Auswei-

tung der G 8 zur G 13 vorstellbar 

Die Aufmerksamkeit der Medien richtete 

sich verstärkt auf die Frage, ob und inwie-

weit eine Ausweitung der G 8 in Zukunft 

vorstellbar und notwendig ist. Calderón 

selbst begrüßte den Vorschlag des italieni-

schen Ministerpräsidenten Berlusconi, im 

Rahmen des nächsten Gipfeltreffens in Ita-

lien 2009 die gemeinsamen Runden der G 8 

und G 5 nach Möglichkeit auf einen ganzen 

Tag auszudehnen und nicht mehr auf weni-

ge Stunden zu beschränken. Die Berichter-

statter nahmen Bezug auf Aussagen des 

IWF-Direktors Dominique Strauss-Kahn so-

wie des deutschen Außenministers Frank-

Walter Steinmeier: Beide befürworteten ei-

ne Ausweitung der G 8, da die G 8 allein 

nicht in der Lage sei, globale Herausforde-

rungen wie die Nahrungsmittel- und Finanz-

krise sowie den Klimawandel zu lösen. 

Aus mexikanischer Sicht wird die Absicht, 

die G 5 in Zukunft noch stärker in die G-8-

Runden einzubeziehen, als klarer Erfolg und 

Fortschritt gewertet. Erwähnung fand eben-

 

3 Im September 2007 hatten die G 5 in New York 
beschlossen, zukünftig die gemeinsamen Positio-
nen insbesondere gegenüber der G 8 besser zu 
koordinieren und insgesamt die Zusammenarbeit 
der fünf Länder zu verbessern. Man einigte sich, 
für das Jahr 2008 Mexiko die Koordinierungsrolle 
zuzuteilen (Quelle: Internetseite des mexikani-
schen Außenministeriums, Pressemitteilung 253, 
27. September 2007, 
www.sre.gob.mx/csocial/contenido/comunicados/2
007/sep/cp_253.html) 

falls der Vorschlag, die G 8 zwar zu erwei-

tern, aber nicht nach dem Modell G 8+G 5, 

sondern mit einer stärker wirtschaftlichen 

Gewichtung als G 12 ohne Mexiko und Süd-

afrika, aber mit China, Indien, Brasilien und 

Spanien. Es steht außer Frage, dass Mexiko 

mit einer solchen Regelung nicht einver-

standen wäre, zumal in diesem Zusammen-

hang immer auch der direkte Vergleich mit 

Brasilien bezüglich der Führungsrolle in La-

teinamerika hergestellt wird. 

Klimawandel als neues Kernthema für 

Mexiko 

Vor dem Hintergrund der lateinamerikani-

schen Führungsfrage sind vermutlich auch 

die Vorstöße Calderóns in seiner Rolle als 

G-5-Koordinator im Bereich Klimaschutz zu 

deuten. Der mexikanische Präsident hat 

damit offenbar ein Themenfeld für sich ent-

deckt, mit dem er Mexiko als engen Ver-

bündeten der G 8, insbesondere der Euro-

päer und Japans, präsentieren kann. Calde-

róns Vorschlag zur Einrichtung eines „Grü-

nen Fonds“ wurde in der internationalen Be-

richterstattung kaum beachtet, seitens der 

mexikanischen Medien aber verstärkt auf-

gegriffen. Dieser Fonds soll die G 8 dazu 

verpflichten, einen Prozentsatz ihres BIP 

abzuführen, um damit weltweit Maßnahmen 

zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes zu fi-

nanzieren. Diese Initiative Calderóns blieb 

allerdings in der Abschlusserklärung der G 5 

unberücksichtigt. Dagegen einigten sich die 

Regierungschefs der G 5 darauf, den von 

der Weltbank eingerichteten, freiwilligen 

Klimafonds zu unterstützen. Weiterhin for-

derte der mexikanische Präsident die Welt-

gemeinschaft dazu auf, verstärkt auf alter-

native Energiequellen zu setzen, um das 

Ausmaß des Klimawandels zu begrenzen. 

Ein Teil der heimischen Presse nahm diesen 

Aufruf Calderóns zum Anlass, die fehlende 

Berücksichtigung erneuerbarer Energien in 

der derzeit diskutierten sogenannten „Ener-

giereform“ Mexikos zu kritisieren. 

Der mexikanische Präsident wies als Spre-

cher der G-5-Staaten darauf hin, dass die 

Verantwortung für den Klimawandel nicht 

bei den Schwellen- und Entwicklungsländern 

abgeladen werden dürfe. Vielmehr müssten 

die G-8-Staaten auch hier ihre Vorreiterrolle 
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wahren. In diesem Sinne lautete die Forde-

rung der G 5, dass die G 8 ihren CO2-

Ausstoss bis 2020 um 25-40 Prozent und 

bis 2050 um 80-95 Prozent reduzieren soll-

ten. Die Reduktion um 50 Prozent bis 2050, 

wie sie nun aus der Abschlusserklärung des 

Gipfels hervorgeht, wurde als unzureichend 

kritisiert. An diesem Beispiel wird ersicht-

lich, dass einer Einigung zwischen G 8 und 

G 5 zu einer Nachfolgeregelung des 2012 

auslaufenden Kyoto-Protokolls derzeit noch 

deutliche Differenzen im Wege stehen. 

Geteilte Meinung in Bezug auf Biokraft-

stoffe 

Ein geteiltes Meinungsbild gibt Mexiko mit 

Blick auf den Einsatz von Kraftstoffen aus 

Agrarprodukten ab, deren stark expandie-

render Anbau im direkten Zusammenhang 

mit der Verknappung des Nahrungsmittel-

angebots und dem damit einhergehenden 

extremen Preisanstieg wichtiger Grundnah-

rungsstoffe wie Getreide gesehen wird. So 

geht aus einem Bericht der Weltbank her-

vor, dass der Preisanstieg um bis zu 75 Pro-

zent auf die Ausweitung der Biokraftstoff-

produktion zurückzuführen ist. In Mexiko 

sowie in anderen Schwellen- oder Entwick-

lungsländern, so Calderón, wirkten sich die 

negativen Folgen des Preisanstiegs beson-

ders besorgniserregend gerade auf die är-

meren Teile der Bevölkerung aus, da diese 

bis zu 50 Prozent ihres Einkommens für 

Nahrungsmittel ausgeben. Andererseits 

möchte sich Mexiko selber in Zukunft im 

Bereich der Biokraftstoffindustrie engagie-

ren.4 Daher tritt das Land gemeinsam mit 

Brasilien für einen maßvollen Einsatz von 

Biokraftstoffen ein, beispielsweise durch die 

Erzeugung von Biodiesel aus nicht verzehr-

baren Pflanzenteilen des Zuckerrohrs. 

 

4 Im Juni dieses Jahres verkündete der mexikani-
sche Landwirtschaftsminister Alberto Cárdenas, im 
Rahmen des Spezialprogramms für Ernährungssi-
cherung 250 Mio. Pesos (ca. 15 Mio. Euro) für Pi-
lotprojekte im Bereich der Biokraftstofferzeugung 
zur Verfügung zu stellen. Bis 2012 soll in den Re-
gionen um die Metropolen Mexiko-City, Guadada-
lajara und Monterrey mit den neuen aus Zucker-
rohr gewonnenen Kraftstoffen experimentiert wer-
den.

Forderungen nach Notfallhilfen gegen 

die Nahrungsmittelkrise 

Als Sprecher der G 5 während des Gipfels 

setzte sich der Präsident Mexikos dafür ein, 

dass die Schuld an der Verknappung von Öl 

und Nahrungsmitteln nicht den Schwellen-

ländern zugeschrieben wird. Er appellierte 

stattdessen an die G 8, die Subventionen im 

eigenen Agrarbereich abzubauen und den 

Weltmarkt nicht länger zu verzerren. Auf 

der anderen Seite hatte Calderón noch vor 

wenigen Wochen erklärt, dass er den Grund 

für den Preisanstieg der Nahrungsmittel vor 

allem im rasant ansteigenden Bedarf in 

Ländern wie Indien und China sehe. Gleich-

zeitig forderte er die G-8-Staaten dazu auf, 

den für die Entwicklungshilfe angestrebten 

Anteil von 0,7 Prozent des BIP einzuhalten, 

um die Erreichung der Millenniumsentwick-

lungsziele zu ermöglichen. 

Zudem warb er bei den reicheren Ländern 

um Notfallhilfen, mittels derer die Armut in 

den Schwellen- und Entwicklungsländern 

während weltweiter Krisensituationen be-

kämpft werden sollen. Als Beispiel führte 

der mexikanische Präsident sein eigenes 

Armutsbekämpfungsprogramm „Oportuni-

dades“ an, in dessen Rahmen die ärmsten 

Familien alle zwei Monate 24 US-Dollar als 

Unterstützung erhalten. Mit Blick auf die ak-

tuelle Finanzkrise schlug Calderón weiterhin 

eine Reform der weltweiten Finanzstruktu-

ren und die Schaffung von Überwachungsin-

strumenten vor, um künftige Krisen frühzei-

tig erkennen und eindämmen zu können. 

Insgesamt biete, so Caldéron, die Dynami-

sierung der Globalisierung der letzten Jahre 

und Jahrzehnte zwar ein großes Wachs-

tumspotenzial, aber aufgrund der verschärf-

ten Wettbewerbssituation auch ebenso viele 

soziale Risiken. 

Rolle Calderóns im Mittelpunkt 

Zwar deckten die mexikanischen Medien mit 

ihrer Berichterstattung auch die zentralen, 

international im Mittelpunkt stehenden Gip-

fel-Ergebnisse wie die von Umweltverbän-

den heftig kritisierte Absichtserklärung der 

G 8 im Bereich Klimaschutz sowie die Ver-

tagung einer verbindlichen Einigung auf den 

UN-Gipfel in Kopenhagen 2009 ab. Beach-
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tung fand ebenfalls die Forderung der In-

dustrienationen, die weltweiten Erdölförder-

kapazitäten zu erhöhen, die Bereitschaft zur 

Ausweitung der Afrikahilfe sowie das Novum 

der US-amerikanischen Zustimmung zur 

CO2-Reduzierung. Zusammenfassend ist je-

doch festzustellen, dass ein Großteil der Be-

richterstattung zum G-8-Gipfel auf die her-

vorgehobene Rolle des mexikanischen Prä-

sidenten als Koordinator und Sprecher der G 

5 zurückzuführen ist. Damit rückten auch 

die von Caldéron vorgebrachten Themen 

wie die Nahrungsmittelkrise, Armut, gerech-

ter Handel und der Klimafonds in den Mit-

telpunkt der Aufmerksamkeit. 

 

3. SÜDAFRIKA 

Sieben Jahre hat der südafrikanische Präsi-

dent Thabo Mbeki Afrikas Wunsch nach 

mehr Gleichheit und Gerechtigkeit auf den 

Weltwirtschaftsgipfeln vertreten. Sein Auf-

tritt beim G-8-Gipfel vom 7. bis 9. Juli 2008 

in Japan war sein letzter als Präsident von 

Südafrika. Unter den Staats- und Regie-

rungschefs der 22 eingeladenen Staaten 

war er der einzige, der an allen acht Treffen 

seit dem letzten G-8-Gipfel in Japan im Jahr 

2000 teilgenommen hat. Auch war er das 

einzige Oberhaupt eines nicht zu den G 8 

gehörenden Staates, der mit den Führern 

der G 8 in allen drei erweiterten Sitzungen 

zusammentraf: In der Sitzung zur Entwick-

lung Afrikas, an der sieben afrikanische 

Staatsoberhäupter sowie die Kommission 

der Afrikanischen Union teilnahmen, in der 

Gruppe der Outreach-Staaten (G 5) und in 

der Beratung mit den Führern der wichtigs-

ten Volkswirtschaften (Major Economies 

Meeting, MEM). 

Die Konferenzen der G-8-Minister vor dem 

Gipfel (insbesondere die „Tokyo Internatio-

nal Conference on African Development, TI-

CAD IV“, und die Außenministerkonferenz), 

die eigentliche dreitägige Konferenz und die 

Analyse der Ergebnisse fanden in der südaf-

rikanischen Presse viel Beachtung. In den 

Kommentaren der Medien ging es haupt-

sächlich um drei Schlüsselfragen, die für die 

Entwicklungsprioritäten Afrikas besonders 

wichtig sind: Die Tatsache, dass die G 8 ih-

ren in Gleneagles eingegangenen Verpflich-

tungen zur Entwicklungshilfe für Afrika süd-

lich der Sahara nicht nachkommen, Zim-

babwe und der Ruf der G 8 nach UN-

Sanktionen sowie die Verantwortlichkeiten, 

die mit dem Klimawandel und der Lebens-

mittelkrise zusammenhängen. Diese The-

men wurden alle in der südafrikanischen 

Presse im Detail diskutiert. 

Auf dem Weg zur Entwicklung Afrikas: 

Die Verpflichtungen der G 8 zur Ent-

wicklungshilfe für Subsahara-Afrika 

Als amtierender Kopräsident der Arbeits-

gruppe Entwicklung der G 8/G 5-Staaten 

hat sich Südafrika an den TICAD IV-

Ausschusssitzungen zur Vorbereitung des 

Gipfels aktiv beteiligt. In der südafrikani-

schen Presse wurde immer wieder betont, 

der Gipfel in Japan käme genau zur rechten 

Zeit –zur Halbzeit der Millenniumsentwick-

lungsziele und der Fälligkeit der G-8-

Zusagen von Gleneagles aus dem Jahr 

2005. Dazu wurde angemerkt, dass die 

G-8-Mitgliedsstaaten in beiden Punkten ih-

ren Verpflichtungen gegenüber Subsahara-

Afrika bislang nicht nachgekommen seien. 

Ein Bericht, den das Africa Progress Panel 

(eine Einrichtung zur Überwachung der Ein-

haltung der Zusagen) im Juni dieses Jahres 

veröffentlichte, legt dar, dass die G 8 im 

Jahr 2010 mit ihren Ausgaben 40 Mrd. US-

Dollar unterhalb ihrer eigenen Vorgaben lie-

gen werden, wenn die jetzigen Pläne ein-

gehalten werden sollten. Nach Berechnun-

gen von Oxfam und südafrikanischen NROs 

haben die G-8-Länder bislang lediglich 3 

von den 25 Mrd. US-Dollar gezahlt, die Afri-

ka südlich der Sahara zugesagt worden wa-

ren. Nicht mit eingerechnet ist der Schul-

denerlass, der bei 14 Prozent liegt. Als ein-

ziges Ergebnis des diesjährigen G-8-Gipfels 

dazu lässt sich festhalten, dass die Verspre-

chen von Gleneagles wiederholt wurden: 

Aufstockung der Entwicklungshilfe für Afrika 

um 25 Mrd. US-Dollar bis 2010 sowie der 

Erlass von multilateralen Schulden in Höhe 

von 60 Mrd. US-Dollar. Nach Ansicht ver-

schiedener südafrikanischer Interessenver-

tretungen und NROs (Oxfam, African Moni-

tor u.a.) sind die G 8 bei der internationalen 

Entwicklungshilfe "zurückgerudert" und ha-
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ben "sich nicht auf einen nachvollziehbaren 

Zeitplan für die Erfüllung der Versprechen 

aus dem Jahr 2005 festgelegt". 

Aus ähnlicher Perspektive gaben südafrika-

nische Regierungsvertreter wie der stellver-

tretende Außenminister Aziz Pahad öffentli-

che Erklärungen ab, aus denen die Enttäu-

schung über die Gruppe der Industrieländer 

klar hervorgeht. Den G-8-Führern wurde 

empfohlen, "keine neuen Verpflichtungen 

einzugehen, solange die bestehenden noch 

nicht erfüllt sind". Erzbischof Njongonkulu 

Ndungane fügte hinzu: "Als Beweis ihrer 

Fortschritte bei der Erfüllung bestehender 

Zusagen haben die G-8-Nationen Berichte 

über das Gesundheitswesen und die Korrup-

tionsbekämpfung in Afrika veröffentlicht. Sie 

hätten sich stattdessen zu praktischen Maß-

nahmen verpflichten können, um sicherzu-

stellen, dass insbesondere im Hinblick auf 

die Lebensmittelkrise die landwirtschaftliche 

Entwicklung in Afrika nicht durch unfaire 

Handelspraktiken wie Agrarsubventionen 

behindert wird". 

Als ein Grund für die Abkehr der G 8 von 

ihren Zusagen zur Entwicklungshilfe wird in 

den Medien angegeben, die Gruppe sei nicht 

bereit, ihre Verpflichtungen zu erneuern, 

solange in den eigenen Ländern die Angst 

vor der Kreditkrise, vor hohen Öl- und Le-

bensmittelpreisen sowie vor einer weltwei-

ten Konjunkturschwäche grassiere. 

Aus den Medienberichten geht weiterhin 

hervor, dass unter den Mitgliedsstaaten der 

G 8 die Frustration über korrupte und 

schlecht geführte Staaten in Afrika wächst. 

"Während wir von unseren Wählern 25 Mrd. 

US-Dollar für Afrika fordern, ist mancher 

hochrangige Führer in Afrika nicht bereit, 

für Demokratie und Menschenrechte Stel-

lung zu beziehen."5 Gestützt auf den Fall 

Zimbabwe verweisen die G-8-Länder dar-

auf, dass einige afrikanische Staaten sich 

nicht nach den politischen und wirtschaftli-

chen Kriterien richten, die in den Verträgen 

 
                                                    

5 ‘G8 leaders grill Mbeki on Zimbabwe’. 8. Juli 
2008. Mail and Guardian. 

über Entwicklungshilfe und Schuldenerlass 

festgelegt sind. 

Verschiedenen Presseberichten zufolge un-

termauerten die Outreach-Staaten – wahr-

scheinlich unter der Führung von Südafrika 

– die kritischen Probleme bei der Entwick-

lung Afrikas, wie zum Beispiel die Versor-

gung mit Lebensmitteln und Wasser. Eine 

"gemeinschaftliche Verantwortung" für Afri-

ka wurde angeregt, die darauf hindeutet, 

dass sich die Schwellenländer ebenfalls zur 

zukünftigen Entwicklung Afrikas engagieren 

wollen. China und Indien verfügen bereits 

über eigene strategische Partnerschaften 

mit dem Kontinent und Brasilien hat Inte-

resse im Zusammenhang mit dem afrikani-

schen Potenzial für Biokraftstoffe angemel-

det. 

Die G8 und Good Governance: Zimbab-

we 

In Südafrika und der Region ist Zimbabwe 

ein nach wie vor aktuelles Thema. Dies 

zeigt sich in der Aufmerksamkeit der Medien 

zur Haltung der G 8 im Hinblick auf die poli-

tischen Ereignissen im Land und insbeson-

dere in der Berichterstattung über das er-

weiterte Gipfel-Treffen mit afrikanischen 

Staatsoberhäuptern zu Fragen der Entwick-

lung des Kontinents. 

Bei der als "hitzig" beschriebenen Sitzung 

verurteilten die G 8 Mbekis ruhige Taktik 

der Diplomatie und Vermittlung im Fall Zim-

babwe.6 Die Behauptung des südafrikani-

schen Präsidenten, seine ruhige Diplomatie 

zeige Wirkung, wurde von den USA, 

Deutschland und Kanada in Frage gestellt. 

Diese Behauptung wurde bei derselben Sit-

zung von einigen afrikanischen Führern 

ebenfalls kritisiert, wie zum Beispiel dem 

nigerianischen Präsidenten Umaru Yar'Adua 

und John Kufuor, dem Präsidenten Ghanas. 

Der Vorsitzende der Afrikanischen Union 

(AU), der tansanische Präsident Jakaya 

Kikwete, zeigte sich dagegen nicht bereit, 

etwas zur Schwächung der Führungsrolle 

Mbekis zu unternehmen und rief die afrika-

 

6 Mail und Guardian. 
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nischen Mitgliedsländer dazu auf, die Ver-

mittlungsanstrengungen der South African 

Development Community (SADC) in Zim-

babwe zu respektieren. Desweiteren forder-

te er den Westen auf, die Wünsche der AU 

und ihre Eigenverantwortung für den Ver-

handlungsprozess zu respektieren. 

Mbeki hat Großbritannien und die USA dar-

auf hingewiesen, dass in Zimbabwe ein Bür-

gerkrieg ausbrechen könnte, falls sie im 

Rahmen der EU oder der Vereinten Nationen 

auf schärfere Sanktionen gegen die herr-

schende Regierung dringen sollten. Dennoch 

stellten sich alle Führer der G 8 – auch der 

russische Präsident Dmitri Medwedjew – 

hinter die Forderung nach Zwangsmaßnah-

men gegen das Land. Dies wiederum ver-

leiht einem Antrag Großbritanniens und der 

USA zusätzlichen Auftrieb, über den zurzeit 

der UN-Sicherheitsrat verhandelt. Danach 

sollen sowohl ein Waffenembargo über Zim-

babwe als auch finanzielle Sanktionen und 

Reisebeschränkungen gegen 14 namentlich 

genannte Gefolgsleute Mugabes verhängt 

werden. Weiterhin empfehlen die G 8, einen 

Gesandten der UN zur Unterstützung der 

Vermittlungsanstrengungen zu entsenden, 

der über die Lage Bericht erstatten und den 

Versuch unterstützen soll, zwischen der Op-

position und der Regierung in Zimbabwe zu 

vermitteln. 

Die G8, der Klimawandel und die 

Outreach-Staaten 

Als einziger Vertreter Afrikas unter den G 5 

und den MEM-Mitgliedsstaaten hat sich Süd-

afrika für eine zwischen Industrie- und Ent-

wicklungsländern ausgewogene Lösung im 

Hinblick auf den Klimawandel eingesetzt. 

Zudem wies Mbeki auf die Verbindung zwi-

schen der globalen Erwärmung und be-

stimmten Entwicklungsproblemen hin, wie 

zum Beispiel der Lebensmittel-, Wasser- 

und Energiekrise. 

Die G-8-Führer waren sich in Hokkaido dar-

in einig, dass die CO2-Emissionen weltweit 

bis 2050 um mindestens 50 Prozent gesenkt 

werden und die einzelnen G-8-Nationen zu-

sätzlich noch kurzfristigere Ziele ins Auge 

fassen müssten. Südafrika erachtet dieses 

Ergebnis als einen Fortschritt im Vergleich 

zum Beschluss von Heiligendamm aus dem 

Jahr 2007, als Kanada, Japan und die EU 

lediglich versprachen, Maßnahmen zur Sen-

kung "ernsthaft in Betracht zu ziehen". Die-

ses Jahr erkannten auch Russland und die 

Vereinigten Staaten die Notwendigkeit einer 

langfristigen, bindenden Zielsetzung an. 

Andererseits ist der südafrikanische Minister 

für Umwelt und Tourismus, Marthinus van 

Schalkwyk, der Ansicht, die Erklärung der 

G 8 zum Klimawandel sei "ein Schritt zu-

rück". Ein Großteil der südafrikanischen Me-

dien unterstützt diese Meinung, wie zum 

Beispiel SABC News und der Mail and Guar-

dian. "Zu einem langfristigen Ziel, das sinn-

voll und glaubwürdig sein soll, gehören ein 

festgelegtes Ausgangsjahr, ehrgeizige mit-

telfristige Vorgaben und Maßnahmen sowie 

ein Ansatz, bei dem die Lasten gerecht ver-

teilt sind." Van Schalkwyk fügte hinzu: "So, 

wie es in der Erklärung der G 8 steht, ist 

das langfristige Ziel eine leere Phrase ohne 

jeglichen Gehalt." Weiterhin sagte der süd-

afrikanische Umweltminister: "Es ist zu be-

dauern, dass die Zielsetzung der Erklärung 

der G 8 zum Klimawandel vom kleinsten 

gemeinsamen Nenner bestimmt wurde." Um 

greifbare Fortschritte bei der Bekämpfung 

des Klimawandels erreichen zu können, rief 

van Schalkwyk die entwickelten Länder da-

zu auf, ihre Emissionen bis zum Jahr 2050 

um 80 bis 95 Prozent des Niveaus von 1990 

zu senken. 

Viel debattiert wurde in den Medien auch 

die Verpflichtung schnell wachsender Volks-

wirtschaften wie die Indiens oder Chinas zur 

Senkung ihrer Emissionen. Die USA und an-

dere Länder sind nur dann dazu bereit, bin-

dende Verpflichtungen einzugehen, wenn 

Entwicklungsländer mit hohen Emissionsra-

ten dasselbe tun. Die Entwicklungsländer 

wiederum vertreten den Standpunkt, dass 

es aufgrund ihres geringen Beitrags zu den 

Treibhausgas-Emissionen in der Vergangen-

heit und ihrer drängenden Entwicklungs-

probleme ungerecht sei, die Erfüllung derar-

tiger Anforderungen von den G 5 zu erwar-

ten. Die Outreach-Staaten möchten das 

Prinzip der „gemeinsamen aber differenzier-

ten Verantwortung“ angewendet sehen. 
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Außer strengeren Anforderungen an die 

Senkung des CO2-Ausstoßes wurde in der 

südafrikanischen Presse auch der Ruf nach 

weitergehenden Verpflichtungen der G 8 zu 

Anpassungsmaßnahmen in Subsahara-

Afrika laut. Dabei wurde die Anfälligkeit der 

Region für die negativen Auswirkungen des 

Klimawandels besonders betont. Entwick-

lungsländer wie Südafrika benötigen Tech-

nologietransfers und Hilfe aus dem Westen, 

um das Wachstum ihrer Emissionen zu zü-

geln. Das Land am Kap, das über einen 

Großteil der Kohlevorräte auf dem Kontinent 

verfügt, steigert zur Zeit seine Industrie-

produktion, um dringende Entwicklungsbe-

dürfnisse zu befriedigen. 

Am sichtbarsten waren in den südafrikani-

schen Medien Themen und Fragestellungen 

des Gipfels, die sich mit spezifisch afrikani-

schen Entwicklungsproblemen beschäftigten 

wie Klimawandel, Wasser- und Nahrungs-

mittelsicherheit, Gesundheit und Governan-

ce. Die Aufmerksamkeit richtete sich weni-

ger auf globale Herausforderungen. Die glo-

bale Finanzkrise wurde wenig diskutiert, am 

ehesten im Hinblick auf die gestiegenen Öl-

preise. Zimbabwe wurde als einziges Land 

im Zusammenhang mit Fragen der Gover-

nance thematisiert, während Iran und Bur-

ma keine Erwähnung fanden. 

Der Verdruss der afrikanischen Staaten so-

wie der G 5 über die Verfahren der G 8 

werden durch die Nichterfüllung der Ent-

wicklungshilfezusagen des Gipfels von Gle-

neagles noch verstärkt. Hinzu kommt au-

ßerdem der nur mäßige Fortschritt im Hin-

blick auf die Erreichung der Millenniums-

entwicklungsziele. Die südafrikanische Pres-

se kritisierte in diesem Zusammenhang die 

G 8, denen es nicht gelänge, Aktionspläne 

umzusetzen und Zeitpläne zu straffen. 

Im Hinblick auf die Mitgliedsstruktur G 8 

sowie die Entscheidungsprozesse ist der Te-

nor in den südafrikanischen Medien desillu-

sioniert: Die Presse stellt die Legitimität der 

Gruppierung mit dem Hinweis darauf, dass 

der Westen die Agenda der Treffen maßgeb-

lich bestimmt und die Anliegen der Entwick-

lungsländer nicht ernst nimmt, in Frage. Um 

diesen Punkt zu veranschaulichen, nutzen 

die südafrikanischen Medien Zimbabwe als 

Beispiel: Trotz der Forderung des AU-

Vorsitzenden Kikwete und des südafrikani-

schen Präsidenten Mbeki, Sanktionen gegen 

Zimbabwe nicht zur forcieren, brachten die 

G 8 diesen Punkt voran. Südafrikanischen 

Pressekommentaren zufolge unterminiert 

dies die afrikanische Ownership an den Ver-

handlungen und das Ziel, afrikanische Lö-

sungen für afrikanische Probleme zu finden. 

Doch die Ernüchterung breitet sich auf bei-

den Seiten aus: Auch die G-8-

Mitgliedsstaaten hätten wiederholt auf Fra-

gen der Verantwortlichkeit und Governance 

mit der Beanstandung hingewiesen, dass 

die afrikanischen Staaten diesbezüglich bei 

den Verhandlungen wenig Entgegenkom-

men zeigten. 

 

4. INDIEN 

Als der indische Premierminister Manmohan 

Singh sich am 7. Juli 2008 auf den Weg zum 

Weltwirtschaftsgipfel nach Toyako machte, 

befand sich die Regierung in Indien bereits 

in einer innenpolitischen Krise. Für das Land 

war das alles beherrschende Thema des 

diesjährigen G-8-Gipfels das Nuklearab-

kommen zwischen Indien und den USA. Im 

Vorfeld des Weltwirtschaftsgipfels hatten die 

kommunistischen Parteien angedroht, ihre 

Unterstützung für die Regierungskoalition 

United Progressive Alliance (UPA) zurückzu-

ziehen, sollte der Premierminister am G-8-

Gipfeltreffen teilnehmen und das am Rande 

des Gipfels geplante Treffen mit US-

Präsident Georg W. Bush stattfinden. Bei 

dem Treffen sollten die weiteren entschei-

denden Schritte auf dem Weg zum Atomab-

kommen zwischen beiden Ländern bespro-

chen werden. 

Durch das Atomabkommen erhält Indien 

Zugang zu ziviler Atomtechnik, ohne sich 

auf das Nichtverbreitungs-Abkommen zu 

verpflichten. Rajiv Kumar, Direktor des In-

dian Council for Research on International 

Economic Relations, unterstrich, die Ent-

scheidung für das Atomabkommen müsse 

als eine Anstrengung Indiens bewertet wer-

den, sein Energieschicksal in die eigenen 

Hände zu nehmen. Der Premierminister 

müsse der Bevölkerung erklären, inwiefern 
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das Nuklearabkommen einen Beitrag zur 

Stärkung Indiens leiste. Auch der indische 

Politologe C. Raja Mohan betonte, durch das 

Nuklearabkommen erhielte Indien den rich-

tigen Platz im globalen Nuklearsystem und 

dem Handel mit Hochtechnologie. 

Die kommunistischen Parteien Indiens leh-

nen die vor drei Jahren auf den Weg ge-

brachte Vereinbarung zwischen Indien und 

den USA mit der Begründung ab, Indien 

mache sich damit zum „Vasallen der USA“. 

Für den Fall, dass die kommunistischen Par-

teien ihre Drohung wahrmachen, war es 

Premierminister Manmohan Singh jedoch 

noch vor dem Gipfel gelungen, sich die Un-

terstützung der regionalen Samajwadi-

Partei (SP) aus dem Bundesstaat Uttar Pra-

desh zu sichern. Vor diesem Hintergrund 

wurde erst am Freitag vor dem Gipfeltreffen 

offiziell die Teilnahme des indischen Pre-

miers verkündet. Begleitet wurde Singh 

zum Weltwirtschaftsgipfel von MK Narava-

nan, Nationaler Sicherheitsberater, dem 

Außenstaatssekretär Shiv Shankar Menon 

und dem Sondergesandten Shyam Saran. 

US-Atomabkommen dominiert indi-

schen Blick auf Weltwirtschaftsgipfel 

Bereits in der Vergangenheit spielten die 

G-8-Gipfeltreffen eine entscheidende Rolle 

für die Entwicklung des Atomabkommens 

zwischen Indien und den USA. So erarbeite-

te MK Naravanan zusammen mit seinem 

amerikanischen Amtskollegen am Rande 

des Gipfels in Heiligendamm 2007 die De-

tails für eine Wiederaufbereitungsanlage. 

Beim Gipfeltreffen in Gleneagles 2005 fes-

tigten sich die indischen und amerikani-

schen Absichten, umweltpolitische Aspekte 

mit dem Atomabkommen zu verbinden. Nur 

eine Woche später unterschrieben Premier-

minister Manmohan Singh und Präsident 

George W. Bush die gemeinsame Erklärung 

vom 18. Juli 2005, die darauf zielt, das Ver-

kaufsverbot für zivile Nukleartechnologie 

und Nuklearbrennstoffe an Indien aufzuhe-

ben, das seit 1974 in Kraft ist. Damit trat 

die amerikanische Regierung offen dafür 

ein, dass Indien im Rahmen der internatio-

nalen Verträge und Regeln über Nuklear-

technologie einen Sonderstatuts als „ver-

antwortungsbewusster Staat mit fortge-

schrittener Nukleartechnologie“ erhält, so-

lange Indien sich mit gewissen Beschrän-

kungen und einer internationalen Aufsicht 

über sein ziviles Nuklearprogramm einver-

standen erklärt und andere Atomwaffen-

staaten sowie der US-Kongress zustimmen. 

Der G-8-Gipfel 2008 wurde von zentraler 

Bedeutung für die Umsetzung des Atomab-

kommens. Die indische Regierung erwarte-

te, dass der Premierminister am Rande des 

Weltwirtschaftsgipfels die Gelegenheit ha-

ben werde, neben dem bilateralen Treffen 

mit Präsident Bush, auch Gespräche mit den 

Staatsoberhäuptern verschiedener Mit-

gliedsländer der Nuclear Suppliers Group 

(NSG) zu führen, damit sie Indiens Bestre-

bungen zur zivilen Nutzung der Kernenergie 

unterstützen. Insgesamt nahmen 13 von 45 

NSG-Mitgliedsstaaten am Gipfeltreffen teil. 

Geplant waren von indischer Seite bilaterale 

Gespräche mit China, Korea, Australien und 

Japan, die alle Mitglieder der Nuclear 

Suppliers Group sind. Von besonderer Be-

deutung war es, in einem Treffen mit Chinas 

Staatschef Hu Jintao die gegenwärtige Hal-

tung Chinas zum Atomabkommen abzu-

schätzen. 

Klimawandel, Ölpreise und Nahrungs-

mittelkrise im Zentrum 

Obwohl das Hauptaugenmerk in Indien auf 

den Gesprächen zum Atomabkommen lag, 

wurde das Treffen der fünf Outreach-

Staaten Brasilien, China, Indien, Mexiko und 

Südafrika als wichtig bezeichnet. Auf der 

Agenda stand hier die Entwicklung eines Ar-

beitspapiers über die Haltungen und Positi-

onen der G 5 zu zentralen globalen Heraus-

forderungen wie dem Klimawandel, der 

Nahrungsmittelkrise und der Wiederauf-

nahme der WTO-Verhandlungen. Darüber 

hinaus nahm Manmohan Singh am Frühs-

tückgespräch der G 8 mit den Outreach-

Staaten teil. Ein weiterer Hauptpunkt auf 

der Agenda des indischen Premierministers 

war das Treffen der Mitgliedsstaaten des 

„Major Economies Meeting“ (MEM)7. 

 

7 Mitglieder sind Australien, Brasilien, China, 
Deutschland, EU, Frankreich, Großbritannien, In-
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Der indische Premierminister kündigte an, 

dass er verschiedene Themen verstärkt auf 

dem Gipfel ansprechen werde. So werde er 

insbesondere die Auswirkungen des gestie-

genen Ölpreises auf die Weltwirtschaft und 

das Bedürfnis gemeinsamer Initiativen der 

produzierenden und konsumierenden Län-

der betonen. Er wolle den Gipfel nutzen, um 

die Sorge Indiens über fehlende Interventi-

onen durch internationale Finanzinstitutio-

nen wie den Internationalen Währungsfonds 

(IWF) und die Weltbank im Hinblick auf die 

Ölkrise zu äußern. 

Zum Klimawandel machte der indische Pre-

mierminister deutlich, dass es keine Lösung 

geben könne, ohne die Entwicklungsbedürf-

nisse und Bestrebungen der Entwicklungs-

länder zu berücksichtigen. Für Indien läge 

die höchste Priorität auf der Beseitigung der 

Armut und dafür sei ein nachhaltiges und 

schnelles Wirtschaftswachstum nötig. Der 

indische Aktionsplan gegen den Klimawan-

del, der am 30. Juni 2008 veröffentlicht 

wurde, enthalte zwar keine konkreten Ziele 

zur Emissionsverringerung, er zeige aller-

dings das indische Engagement bezüglich 

des Klimawandels. Dies unterstrich der Di-

rektor des Inter-Governmental Panel on 

Climate Change (IPCC), R.K. Pachauri. Er 

hatte sich in Neu Delhi positiv über den in-

dischen Aktionsplan gegen den Klimawandel 

geäußert. Von Seiten Indiens sei die Imp-

lementierung des Aktionsplans der richtige 

Weg, so Pachauri. 

Manmohan Singh führte aus, dass Klima-

wandel, Energiesicherheit und Ernährungs-

sicherheit eng miteinander verbunden seien 

und daher in einem integrierten Ansatz be-

handelt werden müssten. Er kritisierte die 

Nutzung landwirtschaftlicher Anbauflächen 

zur Herstellung von Biotreibstoff. Indien 

werde in einer gemeinsamen Strategie mit 

den anderen Outreach-Staaten Druck auf 

die G 8 ausüben, um Lösungen für die Nah-

rungsmittelkrise zu finden. 

 

dien, Indonesien, Italien, Japan, Kanada, Korea, 
Mexiko, Russland, Südafrika, USA. 

Indien hat in Toyako klar seinen Stand-

punkt vertreten 

Indien wird den Plan der G-8-Staaten, die 

CO2-Emissionen bis 2050 zu halbieren, nicht 

mittragen. Premierminister Singh hat in 

Toyako die Industrienationen aufgefordert, 

die von ihnen in Anspruch genommene Füh-

rungsrolle auch beim Klimaschutz wahrzu-

nehmen. Nachhaltiges und beschleunigtes 

Wirtschaftswachstum sei von kritischer Be-

deutung für alle Entwicklungsländer und 

diese könnten zum jetzigen Zeitpunkt eine 

quantitative Reduzierung ihrer Emissionen 

nicht einmal in Betracht ziehen, so der indi-

sche Premier in Toyako. Die Erklärung der 

MEM-Staaten hat Indien allerdings unter-

schrieben. Darin heißt es, die 16 Länder sä-

hen den Klimawandel als „eine der größten 

Herausforderungen unserer Zeit“. Die In-

dustrie- und Schwellenländer bekennen sich 

dazu, den Klimawandel in Übereinstimmung 

mit den jeweils unterschiedlichen Verant-

wortungen und Möglichkeiten zu bekämp-

fen. 

Nach einem Treffen der G 5 forderten diese 

die Industrienationen gemeinsam dazu auf, 

sich für eine wachsende Produktion und eine 

verbesserte Verteilung von Nahrungsmitteln 

einzusetzen sowie Handelsbarrieren und 

landwirtschaftliche Subventionen abzubau-

en. Ziel müsse die Schaffung eines gerech-

ten und vernünftigen internationalen Han-

delssystems sein. Zum Thema Biotreibstoffe 

machten die G 5 deutlich, dass die Möglich-

keiten und Herausforderungen der Biokraft-

stoffindustrie im Hinblick auf die derzeitige 

Nahrungsmittelkrise genau analysiert wer-

den müssen, damit sie nicht zur Gefahr für 

die Ernährungssicherheit werden. Ihr mögli-

cher Beitrag zu einer nachhaltigen Entwick-

lung müsse geprüft werden. 

Auf internationaler Bühne Partner für 

Atomabkommen gewonnen 

Nach zahlreichen bilateralen Gesprächen am 

Rande des G-8-Gipfels zeigte sich die indi-

sche Regierung sehr optimistisch bezüglich 

der weiteren Schritte zum Atomabkommen. 

Neben dem erfolgreichen Gespräch mit US-

Präsident George W. Bush seien auch die 

Gespräche mit Korea und China positiv ver-
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laufen. So betonte Shiv Shankar Menon, die 

Zahl der Staaten, die Indien unterstützten, 

sei nach dem Gipfeltreffen gestiegen. Auch 

von Seiten Chinas sehe der Sondergesandte 

keine Schwierigkeiten. 

Als Premierminister Manmohan Singh am 

Montag die formelle Einschaltung der Inter-

nationalen Atomenergiebehörde (IAEA) an-

kündigte, machten die kommunistischen 

Parteien ihre Drohung wahr und entzogen 

der indischen Regierung ihre Unterstützung. 

Nun steht für Ende Juli eine Vertrauensab-

stimmung im indischen Parlament bevor. 

Allerdings erreicht der Premierminister auch 

mit den zusätzlichen Stimmen der Samaj-

wadi-Partei die nötige Mehrheit noch nicht. 

Die Regierung muss nun bei den unabhän-

gigen Parlamentariern Überzeugungsarbeit 

leisten, damit diese im Fall eines Misstrau-

ensvotums für sie stimmen und die Regie-

rungskoalition bis zu den regulären Neu-

wahlen im Mai 2009 an der Macht bleibt. 

Doch auch auf internationaler Ebene stehen 

noch wichtige Schritte vor der endgültigen 

Unterschrift des Abkommens. Nach einer 

Zustimmung durch die IAEA muss die Un-

terstützung der 45 Staaten der Nuclear 

Suppliers Group gesichert werden. Erst 

dann kann der US-Kongress dem Vertrag 

zustimmen. Auch der Wahlkampf in den 

USA trägt dazu bei, dass die indische Regie-

rung ein Rennen gegen die Zeit gewinnen 

muss: Sollte der US-Kongress nicht vor No-

vember zustimmen, könnte der Nachfolger 

von Präsident Bush den Nukleardeal neu 

verhandeln wollen. 

In den kommenden Wochen wird sich ent-

scheiden, ob es Manmohan Singh gelingt, 

nicht nur die IAEA, die NSG und den US-

Kongress auf internationaler Ebene zu über-

zeugen, sondern auch innenpolitisch die Ra-

tifizierung des Abkommens zu gewährleis-

ten. 

 

5. CHINA 

Die erneute Möglichkeit zur Teilnahme an 

einem G-8-Gipfel wurde auch dieses Jahr in 

Japan von der chinesischen Führung als 

Chance wahrgenommen, die eigenen An-

sichten zu globalen Fragestellungen auf in-

ternationalem Parkett bekannt zu machen. 

Angesichts der in China derzeit rasant an-

steigenden Lebensmittelpreise, die insbe-

sondere die armen Bevölkerungsschichten 

empfindlich treffen, war für die chinesischen 

Delegierten die Nahrungsmittelkrise von 

zentraler Bedeutung. Hu Jintao forderte in 

diesem Zusammenhang dazu auf, die Doha-

Runde, in der es im Wesentlichen auch um 

eine Liberalisierung des weltweiten Agrar-

handels geht, ernster zu nehmen. Vom 

Westen verlangte er in die Reduktion von 

Handelsbarrieren sowie einen restriktiveren 

Umgang mit Subventionen. Anschuldigun-

gen, dass der Anstieg der Getreidepreise 

auf eine erhöhte Nachfrage Chinas zurück-

zuführen sei, wies er zurück. 

In Bezug auf den Klimawandel betonte Hu 

Jintao abermals die historische Verantwor-

tung der westlichen Länder. Er forderte ei-

nen verstärkten Technologietransfer sowie 

mehr finanzielle Unterstützung im Bereich 

der Energieeffizienz sowie der Nahrungsmit-

telproduktion. Die Entwicklungs- und 

Schwellenländer, so Hu Jintao, sollten sich 

zwar auch um nachhaltige Entwicklung be-

mühen, ihr Wirtschaftswachstum dürfe je-

doch durch die Anstrengungen im Bereich 

des Klimaschutzes nicht eingeschränkt wer-

den. Diese Haltung der „gemeinsamen aber 

differenzierten Verantwortung“ in Bezug auf 

den Klimawandel wurde von den in Japan 

nun als Fünfergruppe (G 5) fest etablierten 

Outreach-Staaten auch in die erste offizielle 

Erklärung übernommen. Diese Tatsache 

wurde in der hiesigen Presse als ein großer 

Erfolg und ein Zeichen der Stärke Chinas 

gewertet. 

Wie die South China Morning Post8 berichte-

te, soll China auch darüber hinaus in den 

Gesprächen der Outreach-Staaten eine Füh-

rungsrolle eingenommen haben. Insbeson-

dere als es darum ging, die Gemeinsamkei-

 

8 Die South China Morning Post ist eine der füh-
renden englischsprachigen Tageszeitungen Hong-
kongs und stellt eine Quelle für relativ unabhängi-
ge Berichterstattung über den Großraum China 
und Asien dar. 
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ten der betreffenden Länder hervorzuheben 

und sich mit einer neuen Identität der 

„Gruppe der Fünf“ zu etablieren, habe China 

eine Schlüsselrolle gespielt. Der starke Ein-

fluss Chinas unter den Outreach-Staaten sei 

in Anbetracht der Größe der nationalen 

Volkswirtschaft auch angemessen, so Jin 

Canrong, Professor für internationale Bezie-

hungen an der Renmin Universität, in einem 

Interview mit der South China Morning Post. 

Schwäche der G8 erfordert Erweiterung 

der Gesprächsrunde 

Im Zusammenhang mit dem diesjährigen 

Gipfel wurde mehrfach die Schwäche der 

G 8 in ihrer momentanen Zusammenset-

zung beklagt. Das Augenmerk der dort ver-

tretenen Staaten liege vor allem auf der 

Wahrung ihrer eigenen Interessen. Seit Jah-

ren könne man keine konkreten Verhand-

lungsergebnisse mehr vorweisen, kritisier-

ten die Global Times9 und die South China 

Morning Post übereinstimmend. Auch 2008 

sei weder zum Thema des Klimawandels, zu 

dringlichen Fragen der Weltwirtschaft wie 

der Kreditkrise in den USA und der globalen 

Nahrungsmittelkrise, noch zu wichtigen si-

cherheitspolitischen Fragen wie dem Nukle-

arprogramm im Iran oder der instabilen Si-

tuation im Irak und Afghanistan Lösungen 

erzielt worden, so das Fazit eines Kommen-

tators der chinesischen Nachrichtenagentur 

Xinhua. 

Die Schwäche der G 8 liege klar in ihrer Zu-

sammensetzung, da die Mitgliedsstaaten die 

gegenwärtige Machtkonstellation auf der 

Welt nicht mehr widerspiegelten, erklärt die 

Global Times. Zum einen sei die G 8 längst 

nicht mehr die Gruppe der wirtschaftlich 

einflussreichsten Länder. Während in eini-

gen G-8-Staaten die Wirtschaft stagniere, 

hätten Länder wie China oder Korea durch 

atemberaubendes Wachstum aufgeholt. 

Zum anderen sei die G 8 in ihrer traditionel-

 

9 Die Global Times ist eine chinesischsprachige 
Zeitung aus dem Renmin Verlag, der auch das 
Parteiorgan People’ s Daily herausgibt. Sie richtet 
sich vor allen Dingen an ein Elitepublikum und ist 
aus diesem Grund in der chinesischen Presseland-
schaft von maßgeblicher Bedeutung. 

len Konstellation nicht länger in der Lage, 

globale Probleme im Alleingang zu lösen. 

In zahlreichen Artikeln wurde deshalb eine 

Neuordnung der G 8 diskutiert. Die Global 

Times beispielsweise forderte, dass mit dem 

Eintritt der Welt in das „pazifische Zeitalter“ 

auch asiatische Staaten eine gebührende 

Rolle in den Gesprächen einnehmen sollten. 

Mehrfach wurde das Anliegen einer Auf-

nahme Chinas durch Zitate aus westlichen 

Medien untermauert, die dafür plädierten, 

dass wirtschaftsschwächere Staaten wie 

Kanada oder Italien ihren Platz am Verhand-

lungstisch für Länder wie Indien oder China 

räumen. 

Die sich in den vergangenen Jahren verste-

tigende Praxis, die Entwicklungs- und 

Schwellenländer in die Gespräche einzube-

ziehen, wurde sehr begrüßt. Diese Länder 

übten einerseits großen Einfluss auf interna-

tionale Fragen, wie beispielsweise den Öl-

preis, aus. Andererseits zeigten sich die 

gravierenden Auswirkungen von Nahrungs-

mittelkrise und Erderwärmung in diesen 

Staaten in deutlich stärkerem Ausmaß als in 

den G-8-Staaten. Ein vertiefter Dialog sowie 

eine verstärkte Kooperation zwischen In-

dustrie-, Entwicklungs- und Schwellenlän-

dern, so etliche Medienberichte, sollten es 

einfacher machen, globale Probleme zu lö-

sen und Stabilität und Entwicklung zu för-

dern. 

Aufnahme Chinas in die G8? 

Bei internationalen Themen wie dem Klima-

wandel, der Nahrungsmittelkrise, den hohen 

Ölpreisen sowie der Währungskrise in den 

USA sei, so der Grundton, China heute vom 

Verhandlungstisch nicht mehr wegzuden-

ken. Als drittgrößte Wirtschaftsmacht dürfe 

Chinas Stimme im Kreis der wirtschaftsstar-

ken Industriestaaten nicht mehr fehlen. 

Diese Meinung zog sich in den letzten Tagen 

wie ein roter Faden durch die Medienbe-

richterstattung im Land. Wiederholt war, 

unter anderem in der Global Times, zu le-

sen, dass der Einfluss Chinas bei den Gipfel-

treffen beträchtlich sei und dass man ei-

gentlich eher von einer G 9 sprechen sollte 

als von der G 8. 
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Auch wenn der französische Präsident Nico-

las Sarkozy sowie der britische Premier 

Gordon Brown die Mitgliedschaft Chinas im 

Kreis der G 8 begrüßten, sei die Zeit einer 

Aufnahme Chinas noch nicht gekommen, so 

die South China Morning Post. Zum einen 

stellt sich vor allem Japan gegen eine Mit-

gliedschaft Chinas in der G 8, um seine Rol-

le als einziges asiatisches Land im Kreis der 

Wirtschaftsmächte nicht zu verspielen. Zum 

anderen will man in China selbst einen Ein-

tritt nicht übereilen: Das Land zeigt sich ge-

genüber einer Aufnahme in die G 8 zwar 

offener als früher und will auch als verant-

wortungsvoller Teilnehmer an den Gesprä-

chen gesehen werden. Dennoch ist, so die 

Einschätzung der South China Morning Post, 

ein Beitritt vorerst unwahrscheinlich. Vor 

allem zur Frage des Verhandlungsrahmens 

für Themen wie Klimawandel oder Wäh-

rungsstabilität gebe es noch einige Mei-

nungsverschiedenheiten zwischen China und 

der G 8. China würde eine Diskussion dieser 

Themen im Rahmen der Vereinten Nationen 

oder der Weltbank bevorzugen und sei mit 

der „informellen Diplomatie“ der G 8 unzu-

frieden, erklärte Gregory T. Chin vom kana-

dischen Centre for International Governance 

Innovation in einem Interview mit der South 

China Morning Post. 

Hinter der Ablehnung eines Beitritts zur 

Gruppe der wirtschaftsstärksten Industrie-

länder steht zudem die in der Presse wenig 

reflektierte Zurückhaltung Chinas, die stra-

tegische Rolle des Entwicklungslandes auf-

zugeben. Obwohl China sich als sehr mäch-

tiges Schwellenland sieht, wird es aller Vor-

aussicht nach seinen Einfluss vorerst wei-

terhin im Rahmen der G 5 als Interessen-

vertreter der Entwicklungs- und Schwellen-

länder geltend machen und nicht in den 

„Club“ der Industrieländer aufsteigen wol-

len. 

Starke Rolle Chinas im Verhandlungs-

prozess 

Obwohl kritisiert wird, der G8-Gipfel habe 

keine greifbaren Ergebnisse zu Tage ge-

bracht, scheint China für sich selbst eine 

positive Bilanz zu ziehen. Man sieht sich als 

aktiven Teilnehmer, der die Gespräche vo-

rangetrieben hat. Chinas Positionen konnten 

vermittelt und teilweise auch durchgesetzt 

werden. Die meisten Medienberichte sehen 

China daher selbstbewusst als einen wichti-

gen Partner in zukünftigen internationalen 

Verhandlungen. 

 


